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Eigentlich ist es ja so: Wenn man im Straßenverkehr nach links abbiegen
will, dann gibt man ein entsprechendes Zeichen. Beim Fahrradfahren durch
einen ausgestreckten Arm, beim Autofahren mit dem linken Blinker. Wer
dagegen  das  Gegenteil  macht,  muss  mindestens  mit  einer  Ermahnung
rechnen. Da wir uns aber mit  der politischen Landschaft  in Deutschland
beschäftigen, ist es ein klein wenig anders. Hier scheinen irgendwie andere
Regeln zu gelten. So kann man problemlos links blinken und rechts abbiegen,
ohne einen Unfall zu bauen.

Ok, und was hat das jetzt mit den Grünen zu tun? Gute Frage, die Antwort
kommt im weiteren Text.

Das Parlament – ein Ort, wo andere Regeln gelten

Scheinbar kann man im Parlament, anders als im Straßenverkehr, so fahren,
wie man will, ohne ernste Nachteile befürchten zu müssen. Anders kann man
so  manche  politische  Irrfahrt  nicht  erklären.  Oder  doch?  Im  Parlament
vertreten die Parteien scheinbar die Interessen derjenigen, die sie dort erst
hingebracht  haben und nicht  ihre eigenen.  Wenn wir  uns nun aber  den
ganzen Politbetrieb  im Parlament  etwas  genauer  anschauen,  können wir
feststellen,  dass  das  nicht  so  ist.  Das  fängt  bereits  damit  an,  dass  alle
Parteien, mit Ausnahme der Linkspartei, von großen Firmen beträchtliche
Spenden  erhalten  und  dafür  werden  aber  auch  entsprechende
Gegenleistungen  erwarten,  z.B.  in  Form  von  Gesetzen,  von  denen  sie
profitieren, auch genannt „Lobbyismus“. Auch die Grünen haben ein paar
Firmen,  von  denen  sie  Geld  erhalten,  um die  Interessen  dieser  Firmen
durchzusetzen.  Dazu  gehören  „Gesamtmetall“,  „Wirtschaftsvereinigung
Stahl“  und  der  „Sparkassen-  und  Giroverband“.
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Links blinken…

Die Grünen gehen in ihren Ursprüngen aus der Anti-Atomkraft-Bewegung
und aus verschiedenen linken Gruppen hervor. Recht schnell hat sich dabei
ein Kampf zwischen rechteren „Realos“ (Realpolitik mit Regierungswunsch)
und  linkeren  „Fundis“  (Fundamentalopposition,  lieber  klare  Kritik  als
Regierung) entwickelt, was heute noch in der Doppelspitze wiederzufinden.
Obwohl die beiden Lager heute noch existieren, haben die Realos immer
weiter an Boden gewonnen und spätestens durch die Fusion mit dem deutlich
rechteren „Bündnis90“ haben sie den Sieg errungen. Sie konnten in ihrer
Geschichte immer wieder von Bewegungen auf der Straße profitieren und so
tun sie es heute auch mit der Umweltbewegung und allen voran Fridays for
Future. Sie stellen auch progressive Forderungen auf: Auf die Klimakrise
antworten  sie  mit  weniger  Fleisch  und  Müll,  mehr  Ökostrom  und
Nahverkehr. Außerdem wollen die Grünen die Mieten wieder auf bezahlbares
Niveau  zurücksetzen,  sich  für  Vielfalt  allgemein  und  die  Rechte  von
Geflüchteten im Besonderen stark machen und für Frieden ist man natürlich
auch. Alles natürlich richtige Ideen! Aber sobald sich die Grünen an einer
Regierung beteiligen, werfen sie ihre Ideale wieder über den Haufen.

… und rechts abbiegen

Dass  Wahlprogramm  und  Regierungspraxis  nicht  unbedingt  zusammen
passen, zeigen ja auch die anderen Parteien immer wieder. Bei den Grünen
ist dieser Widerspruch nun besonders krass: Ob es in früheren Jahren darum
ging, Kriegseinsätzen zuzustimmen (was ihrem eigenen Grundsatzprogramm
widersprach)  oder  vor  drei  Jahren  der  restlichen  Abholzung  des  Hambi
grünes Licht in der Landesregierung in NRW erteilt wurde – den Grünen war
sowas letztlich egal. So wurde auch ein zentrales Versprechen nach dem
anderen in den Jamaika-Koalitionsverhandlungen fallen gelassen.

Genauso egal ist es einem Winfried Kretschmann, immerhin erster und bis
heute  einziger  grüner  Ministerpräsident,  was  die  eigene  Parteimehrheit
beschließt.  „Wir  sind  gegen  den  Mega-Bahnhof  Stuttgart21?  –  Das
interessiert mich nicht, ich unterstütze das trotzdem. Der Käs‘ isch gessa!
(schwäbisch für: Das hat sich erledigt.)“, scheint sich Kretschmann gedacht



zu haben. Auch ist es ihm egal, dass sich die eigene Parteimehrheit sowohl
gegen  die  Verschärfung  des  Abschieberechts  oder  die  Betrügerei  der
Autoindustrie  bei  den  Abgasmessungen  bei  Dieselmotoren  stellt  –
Kretschmann ist das Paradebeispiel dafür, dass die Grünen in der Regierung
den gleichen Käse machen wie alle anderen auch. Oder: Sie biegen rechts ab,
obwohl sie ja eigentlich nach links fahren wollten.

Erfolgswelle

Im Europawahlkampf haben die Grünen auch massiv davon profitiert, dass
linke Parteien die drängenden Themen Ökologie und Migration geschickt im
Wahlkampf ausgeklammert haben. Die Unfähigkeit der Linken verhalf den
Grünen  dazu,  sich  als  glaubwürdigste  Alternative  gegenüber  der  AfD
darstellen zu können. Das geht sogar soweit, dass sie inzwischen mit der
CDU/CSU im manchen Umfragen gleichauf liegen (beide bei 26%, je nach
Datum und Umfrageinstitut).  Dass ihre Erfolgswelle soweit gehen würde,
dass sogar schon manche Medienhäuser die Grünen ins Kanzler_Innenamt
schreiben, hätten die Grünen selbst letztes Jahr wohl selber nicht für möglich
gehalten.

Und wie wird’s dann mit Kanzler Habeck?

Seit dem Verrat der Rot-Grünen-Regierung auf Bundesebene (inklusive Krieg
und Sozialabbau) haben sich die Struktur und die Machtverteilung innerhalb
der  Grünen  nicht  gewandelt  und  ihre  Grundlage  ist  weiterhin  rein  pro-
kapitalistische  Politik,  jedoch  mit  Linksblinker.  Einige  Teile  des  Kapitals
haben  erkannt,  dass  auch  ihre  Profite  davon  bedroht  sind,  wenn  die
Lebensgrundlage des Menschen kontinuierlich weiter zerstört wird. In den
Grünen sehen sie  eine Hoffnung,  die  Umwelt  ein Stück zu schonen und
trotzdem weiter wachsen zu können. Mit ihrem Eintreten für E-Autos (die
nebenbei  gesagt überhaupt nicht das Klima schonen!)  öffnen die Grünen
ferner interessante neue Absatzmärkte und geben den Monopolkonzernen
keinen Grund zu Sorge, dass sie die deutsche Exportwirtschaft schwächen
könnten.  Letztens  hat  sogar  der  BDI  (Bundesverband  der  Deutschen
Industrie,  also der Oberkapitalist_Innenverein)  ihre Unterstützung für die
Grünen in einer neuen Bundesregierung ausgesprochen. Also können wir



auch  von  den  Grünen  nichts  erwarten,  was  den  Wirtschaftsstandort
Deutschland  also  insbesondere  die  Auto-  oder  die  Rüstungsindustrie
schwächt! So werden die Grünen ihren hehren Ziele sicher nicht gerecht,
denn Klima geht nur gegen die Autoindustrie und Frieden nur gegen die
Rüstungsindustrie!


